1
1

Der Staatshaushalt als Gegenstand von Bürgerbeteiligung

Ein Pilotprojekt in Rio Grande do Sul/Brasilien

Christina Schachtner im Gespräch mit Prof. Dr. Danilo Streck, Koordinator des Postgraduiertenstudiums Bildung an der Universidade do Vale do Rio dos Sinos (UNISINOS)
, am Rande des World Social Forums in Porto Alegre/ Brasilien im Februar 2002

Schachtner: Im Süden Brasiliens, im Staat Rio Grande do Sul, gibt es das bislang einmalige Konzept, Bürger und Bürgerinnen an der Verteilung des Staatshaushaltes zu beteiligen. Wie ist die Idee zu diesem Beteiligungskonzept entstanden?

Prof. Streck: Bereits in den 80er Jahren wurde im Süden Brasiliens mit der partizipativen Planung in den Kommunen angefangen. Diese Idee hat viel mit Basisgemeinden und dieser ganzen Bewegung der Freiheitstheologie und -pädagogik  zu tun. In den 90er Jahren kam es dann zum Orçamento Participativo (participatory budgeting). 

Das fing in Porto Alegre mit der Arbeitspartei an. Als die Arbeitspartei im Staat Rio Grande do Sul die Wahl gewonnen hat, wurde das Konzept der Bürgerbeteiligung auf den ganzen Staat übertragen. Wir sind jetzt dabei, ein Forschungsprojekt zu machen, bei dem wir untersuchen, welchen Demokratisierungseffekt die Bürgerbeteiligung für die brasilianische Gesellschaft hat und welchen Beitrag sie im Hinblick auf einen neuen Gesellschaftsvertrag leistet. Ich bearbeite in diesem Forschungsprojekt die pädagogischen Fragen. Ein Kollege bearbeitet die juristische Seite des Orçamento Participativo. Weitere Kolleginnen untersuchen die Partizipation von Frauen und die Genderbeziehungen. Diese Form der Bürgerbeteiligung ist aber nicht unumstritten. Sie wird auch in Frage gestellt.

Schachtner: Von wem? 

Prof. Streck: Die Kritik kommt von den gewählten Vertretern in den Parlamenten. Sie sagen: ‚Ja, warum sind wir denn hier?‘ Wir sind gewählt worden von den Leuten, damit wir sie repräsentieren. Deswegen ist – so behaupten sie – der Prozess des Orçamento Participativo nicht legitim. Diese Kritik gründet in tiefliegenden Problemen unserer Demokratie, in der die Bürger und Bürgerinnen an zentralen Entscheidungen, die ihr Leben betreffen, bisher nicht beteiligt wurden. Die brasilianische Verfassung aber garantiert und erfordert sogar eine Konsultation der Öffentlichkeit durch die Regierung.

Schachtner: Von wem ging die Initiative für die Bürgerbeteiligung aus?

Prof. Streck: Das ist eine Initiative der Regierung. Der Gouverneur des Staates ist beauftragt, ein Konzept zur Budgetierung dem Parlament vorzulegen. In diesem Zusammenhang sollten alle Gouverneure, wie ich bereits sagte, einen Weg finden, sich mit den Bürgern und Bürgerinnen zu beraten, was ganz offensichtlich die meisten von ihnen nicht getan haben. Das Beteiligungsverfahren in Rio Grande do Sul hat zu tun mit der spezifischen Beziehung zwischen Regierung und den Bürgern. In einer der Versammlungen drückte es der Gouverneur Olívio Dutra so aus: „Das Budget besteht nicht nur aus toten Zahlen, es hat zu tun mit unseren Leben.“ Die Koordinatorin der Bürgerbeteiligung, Íria Charão, betrachtet das Orçamento Participativo als einen pädagogischen Prozess und als Demokratisierungsprozess.  

Schachtner: Kannst Du den Prozess ausführlicher beschreiben?

Prof. Streck: Es gibt Versammlungen (assembléias). In diesen Versammlungen geht es um zentrale Themen wie Erziehung, Transport, Gesundheit. Die Diskussion dieser Fragen ist der erste Schritt, im nächsten Schritt muss über die Prioritäten entschieden werden. Wenn Transport eine Priorität besitzt, dann stellt sich die Frage, welche Straßen sind wichtig für die Region oder für diese Kommune. Es gibt kommunale und regionale Versammlungen. In den regionalen Versammlungen werden Delegierte (delegados) gewählt. Die Repräsentanten der Region wiederum wählen Delegierte, die auf staatlicher Ebene agieren. Wir haben es mit einer Mischung aus repräsentativer und direkter Demokratie zu tun; die Delegierten zeichnen sich durch ihr Engagement in der Gewerkschaft, in sozialen Bewegungen, in NGOs usw. aus.

Schachtner: Wer kann sich an der Wahl der Delegierten beteiligen?

Prof. Streck: Alle, die ein Wahlrecht haben. In Brasilien ist jeder über 16-jährige berechtigt zu wählen. Und alle können zu einer Versammlung gehen, können wählen und können auch gewählt werden. Gewählt werden können nicht nur Parteimitglieder. Eine Schule kann z. B. sagen, wir wollen jemanden wählen, der unsere Interessen im Bereich von Bildung vertritt. Oder die Kleinbauern können sagen, wir brauchen jemanden, der für uns spricht, weil unsere Parlamentarier unsere Interessen nicht ausreichend vertreten. An den Versammlungen haben sich im letzten Jahr mehr als 400.000 Leute beteiligt. Es wurden 204 Delegierte gewählt, die auf staatlicher Ebene agieren. Die Vorschläge der Delegierten gehen an die Regierung und von dort zurück in die Delegiertenversammlungen. Ich war bei einer solchen Versammlung (Conselho do Orçamento Participativo) dabei und habe erlebt, wie die Delegierten sagten: ‚Ja, diese Straße! Wir wollen diese Straße, und die ist jetzt nicht auf dem Plan. Wie kann ich den Leuten in meiner Kommune sagen, dass sie nicht da ist?‘  Da entsteht eine andere Verantwortlichkeit, weil die Delegierten in der Kommune wohnen und die Reaktion der Bürger sehr direkt spüren.

Schachtner: Kannst Du am Beispiel von Porto Alegre oder eines anderen Ortes schildern, wie das Beteiligungsverfahren gelaufen ist?

Prof. Streck: Zum Beispiel eine Straße hier in der Region, in der deutsche Einwanderer leben. Es gab  einen alten Plan, dass eine Straße gebaut werden sollte. Der Bürgermeister, mit dem wir gesprochen haben, hat gesagt, dass er nicht einfach einen Konzern mit dem Bau der Straße beauftragen wollte. Es gab bereits einen multinationalen Konzern, der die Straße bauen wollte. Da es das Orçamento Participativo jetzt gibt, hat er die Entscheidung über den Bau der Straße diesem Prozess überlassen. In dieser Kommune gibt es 2000 Wähler, Männer und Frauen. Mehr als 1000 Leute kamen zu dieser Versammlung und es wurde beschlossen, dass man diese Straße bauen sollte. Es wurde beschlossen, dass diese Straße Priorität hat und die Straße wurde in die Budgetierung einbezogen. Ich interpretiere das als als Zeichen für ein geschärftes Bewusstsein dafür, dass die Beziehung zwischen dem Öffentlichen und Privaten sehr komplex geworden ist. Durch die öffentliche Diskussion können die Menschen ein besseres Gefühl für öffentliche Angelegenheiten entwickeln. Eine Straße zu bauen ist eine öffentliche Angelegenheit. Die Beteiligung der Öffentlichkeit an solchen Projekten ist ein Gegengewicht zur Privatisierung des Staates. 

Schachtner: Wurde das Straßenbauprojekt auf staatlicher Ebene einbezogen?

Prof. Streck: Ja. Die Straße ist nun fast fertig. Ein anderer Effekt dieser partizipativen Politik ist die Dezentralisierung. Es gibt vielleicht weniger Riesenprojekte, aber wenn man sich das ansieht im Staat, gibt es sehr viele kleine Projekte. 

Schachtner: Welche Projekte?

Prof. Streck: Zum Beispiel Straßen, 7 – 10 km lange Straßen, die Orte miteinander verbinden, die als Handelsverbindungen sehr wichtig sind. Oder Schulen. Eine Schule muss vergrößert oder verbessert werden. Das erfolgt dann alles im Zuge des Orçamento Participativo. Kommunale Projekte hängen nicht mehr nur vom Bürgermeister und der Beziehung des Bürgermeisters zum Gouverneur ab. Ein Bürgermeister hat zu uns im Interview gesagt: ‚Vorher ist man nach Porto Alegre (die Hauptstadt de Staates Rio Grande do Sul, Sch.) gefahren. Und wenn man Glück hatte, dann hat man was bekommen. Geld für eine Schule zum Beispiel. Es hing von der persönlichen Beziehung zwischen dem Bürgermeister und dem Gouverneur ab.‘ Und ich glaube, das ist anders geworden im Vergleich zu vorher. In Brasilien und ich glaube in ganz Lateinamerika ist die polítìca clientelista, eine Politik, die in persönlichen und parteipolitischen Interessen gründet, sehr stark ausgeprägt. Diese Politik wird durch das Orçamento Participativo in Frage gestellt.

Schachtner: Welches andere politische Denken steckt im Konzept des Orçamento Participativo?

Prof. Streck: Die Koordinatorin des Orçamento Participativo sagte zu uns, wenn man nur wissen wollte, was die Leute haben wollen, könnte man hingehen und einen Fragebogen ausfüllen lassen. Aber das ist nicht die Hauptsache. Die Hauptsache ist, dass eine andere politische Mentalität entwickelt wird.

Schachtner: Welche andere Mentalität?

Prof. Streck: Was ich vorhin sagte, dass man die polítìca clientelista in Frage stellen kann und dass man eine Politik hat, die es erlaubt, die öffentlichen Angelegenheiten durch die Bewohner und Bewohnerinnen zu kontrollieren. Das ist eine Kontrolle von unten. Die Kontrolle von unten entsteht, wenn tausend Leute zusammenkommen und fragen: Was passiert wirklich und wieviel Geld kommt da bei uns an? Es ist sehr schön zu erleben, wie die Leute bei diesen Versammlungen über die Geldsummen reden. Sie stellen fest, hier wird soviel Geld für das und für jenes ausgegeben. Warum? An einem Ort haben sie gefragt, ja, warum soviel Geld für die Forschung? Das sind Leute, die nicht forschen und auch gar nicht verstehen, warum geforscht werden sollte. Das ist sehr schön, wenn die das fragen, warum dieses Geld für die Forschung. Warum bauen sie nicht eine Straße? 

Zu den Versammlungen kommen immer wieder andere Leute. So eine Versammlung ist ein networking. Jeder kann einen Beitrag anmelden. Da kommt einer, der spricht über das Wasser, der andere spricht über die Schule, der andere über das Hospital. Einer aus der Region von Monte Negro – da werden Apfelsinen gepflanzt – berichtete von einer Apfelsinenkrankheit, die sehr schlimm ist. Er sagte, wir haben herausgefunden, wie man diese Krankheit ganz billig behandeln kann. Wenn wir die Pflanzung mit Apfelsinensaft spritzen, können wir die Krankheit unter Kontrolle bringen. Aber wir brauchen auch Forschung von den Universitäten, die die Wirkung der Spritzung untersucht. So kann es auch laufen.

Schachtner: Wenn so viele Themen kommen wie Hospital, Schule, Straßen, wie kommt man da zu Prioritäten?

Prof. Streck: Am Ende wird abgestimmt. Aber diese Abstimmung nach einer Diskussion ist nicht sehr schwierig. Meistens formulieren die letzten Redner bei einer Versammlung schon die Prioritäten. Da kommt man meistens zu einem Konsens und es ist auch jetzt immer häufiger so, dass die Organisationen sich vorbesprechen. Projekte werden häufig im Vorfeld öffentlich diskutiert. Aber auch in den Versammlungen gibt es sehr viel Diskussion in Kleingruppen und am Rande der Versammlungen.

Schachtner: Haben auch parteipolitisch nicht organisierte Bürger eine Chance mitzureden?

Prof. Streck: Oh, ja! An einem Ort, an dem sehr viele Bürger zur Versammlung kommen, haben wir den Bürgermeister gefragt, wie kommt es, dass so viele Leute zusammenkommen? Da sagte er, das ist nur möglich, weil die Bürger hier stark organisiert sind. An diesem Ort gibt es einen Gesangsverein, gibt es einen Kegelverein, gibt es einen Fußballverein, gibt es die katholische Kirche, die evangelische Kirche. Durch diese Organisationen kommen die Leute zusammen. Wenn man dieses Netzwerk nicht hätte, wäre es schwierig, die Leute zusammenzubringen. Viele, die da sprechen, die sagen schon: ‚Ja, ich spreche nicht nur für mich. Ich spreche z. B. für die Frauenorganisationen vor Ort.‘ Diese Treffen sind eine gute Möglichkeit für die Bürger und Bürgerinnen, ihre Kompetenz zu schulen, öffentlich über öffentliche Angelegenheiten zu sprechen und dabei die Sphäre der Öffentlichkeit neu zu beleben. Es ist ein Unterschied, ob ich über lokale Fragen zu Hause oder mit meinem Nachbarn spreche oder ob ich meine Fragen und meine Meinung an einem öffentlichen Ort äußere.

Schachtner: Wie lange dauert so eine Versammlung, bis es zu einer Abstimmung kommt? 

Prof. Streck: Wir haben Versammlungen mitgemacht, die 3 – 4 Stunden gedauert haben. Die Versammlungen sind meist am Abend oder am Samstag Nachmittag, weil die Leute arbeiten. Das fängt dann um zwei Uhr an und geht bis sechs oder sieben Uhr abends. Diese Treffen haben auch einen sozialen Charakter. Es ist möglich, am Rande eines Gymnastiksaales oder eines anderen großen Raumes zu sitzen, wo die Treffen meist stattfinden, ein Bier zu trinken, Freunde aus einer benachbarten Stadt zu treffen und gemeinsam einen chimarrão (der typische Tee der Gaucho, Sch.) zu trinken. 

Schachtner: Haben die Abstimmungsergebnisse einen Vorschlagscharakter?

Prof. Streck: Ja, das ist ein Vorschlag. 20 Bürger können jeweils einen Delegierten wählen. Deshalb ist es wichtig, dass viele Leute zusammenkommen. Ihre Projekte haben dann große Chancen, auf staatlicher Ebene durchgesetzt zu werden. Die von den Regionen vorgeschlagenen Projekte werden auf der Delegiertenversammlung, dem Conselho do Orçamento Participativo behandelt. Die dort gefällten Entscheidungen gehen nochmals an die Kommunen zurück. Erst dann gelangen die Vorschläge zum Gouverneur. Der übergibt die Vorschläge dem Parlament. Wir haben die Übergabe gefilmt. Das war ein großes öffentliches Ereignis in Porto Alegre, eine große Party. Die Leute sind von vielen Orten mit Bus und Musik angereist. Wir sind auch hier! Wir waren auch dabei! Die Übergabe fand vor dem Palast des Gouverneurs statt.

Als der Gouverneur das von den Bürgern erarbeitete Konzept dem Parlament übergab, passierte etwas Interessantes. Das Parlament hat gesagt: ‚Jetzt haben wir es hier. Wie ist dieses Konzept legitimiert? Was machen wir damit? Wir fragen die Leute. Wir fragen nochmals in den Kommunen nach.‘ Es ist nämlich so, dass die Arbeitspartei nicht die Mehrheit hat im Parlament, sondern in der Minderheit ist. Das Parlament entschied, den Vorschlag an die Kommunen zurückzugeben und ihn bestätigen zu lassen. Sie bezeichnet das als Forum Democrático. 

Schachtner: Wieso? Das Konzept kam doch von den Bürgern?

Prof. Streck: Ja, aber es gibt mehr Leute als 400.000 in Rio Grande do Sul. Das Parlament hat die Vorschläge wieder in die Regionen zurückgegeben. Dort gibt es schon seit langem eine organisierte Zivilgesellschaft, in der Repräsentanten der Gewerkschaften, der Universitäten u. a. vertreten sind. Diese Repräsentanten wurden dann gefragt. Es schadet sicher nichts, wenn mehr Leute gefragt werden. Es ist interessant, dass die Hauptprojekte nicht in Frage gestellt wurden. Obwohl vorher sehr viel gestritten und geschimpft wurde. Am Ende kam es meistens so, dass man die ursprünglich vorgeschlagenen Projekte verwirklicht hat. Es musste eingestanden werden, dass der Prozess der Bürgerbeteiligung eine Legitimität hatte, die die Berechtigung der Kritik an diesem Prozess schmälerte.

Schachtner: Stellt die Regierung eine bestimmte Summe zur Verfügung, über die im Rahmen des Orçamento Participativo verhandelt wird? 

Prof. Streck: Christina, das ist eine wichtige Frage. Es geht ungefähr um 10 % des Budgets. Mehr als die Hälfte des Budgets wird benötigt für die Bezahlung von Personalkosten. Das wird nicht diskutiert. Aber es kommt mehr und mehr dazu, dass die Leute fragen: ‚Wo ist das andere Geld?‘. Im vergangenen Jahr wurde auch die Erhöhung der Steuern in Frage gestellt. Das war auch eine Diskussion über Einkommen, die über den Antrag auf Ressourcen hinausging. Sie wurde als neue matriz tributária bezeichnet.

Schachtner: Wie ist das, wenn verschiedene Projekte miteinander konkurrieren? 

Prof. Streck: Konkurrenz ist eine Realität, aber es gibt zugleich die Chance, Solidarität und Kooperation zu entwickeln. Es gibt viele kooperative Projekte. Die Leute fragen sich, warum sollen wir für unsere Kommune eine kleine Straße bauen. Wir könnten eine größere Straße bauen, die der gesamten Region zugute kommt. Es kann bei der Realisierung von Projekten aber auch zu Konflikten kommen. Es gab einen Ort, in dem die Bürger eine technische Schule wollten. Sie haben Maschinen bekommen, aber die Maschinen wurden nicht benutzt. Und auch Computer sind stehen geblieben. Das lag daran, dass der Bürgermeister von einer anderen Partei war. Er hatte kein Interesse an dem Projekt und hat das Projekt nicht gefördert. Aber bei der nächsten Versammlung wurde das zum Thema.

Schachtner: Wurde es von den Bürgern zum Thema gemacht?

Prof. Streck: Von den Bürgern hier. Sie fragten: ‚Warum ist nichts passiert?‘ Die Verantwortlichen wurden kritisiert. Das hilft uns sehr hier in Brasilien, wo die Macht konzentriert ist in den Händen der Gewählten, die sich aber oft nicht als verantwortlich gegenüber ihren Wählern erweisen. 

Schachtner: Wie verhalten sich die Bürgermeister bei den Versammlungen? Reden sie mit?

Prof. Streck: Ja, sie sind dabei. Meistens sind die Bürgermeister dabei oder andere Repräsentanten, weil sie wissen, dass es wichtig ist. Auch wenn sie nicht sehr an diesen Prozess glauben. Ich hab‘ hier Zahlen Christina, die zeigen, wie die Zahl der Teilnehmer an den Versammlungen von Jahr zu Jahr wuchs von 3.000 im Jahr 1999 auf 9.000 im Jahr 2000 und schließlich auf 15.500 im Jahre 2001. 
Schachtner: Wann waren die ersten Versammlungen?

Prof. Streck: Die ersten waren im Jahre 1999. Sie begannen im März und endeten im Juli/August. Und dann begannen schon wieder die Vorbereitungen für das nächste Jahr. Es ist ein permanenter Prozess. Die Intention ist, immer mehr öffentliche Angelegenheiten in den Prozess einzubeziehen.

Schachtner: Wie viele Kommunen haben sich beteiligt?

Prof. Streck: Alle  467 Kommunen haben mitgemacht, weil sie dann mitreden können bei der Verteilung von 10 % des Budgets. Das ist schon viel Geld und damit wird schon sehr viel gemacht. Aber es handelt sich nicht nur um Geld. Es handelt sich auch um die Prioritäten, die in den Regionen gesetzt werden, um die Entwicklungsperspektiven. Durch die Diskussionen wird klarer, welche Art von Entwicklung die Region wirklich will.

Schachtner: Was denkst Du, über welche Fähigkeiten müssen die Bürger verfügen, um sich an dem Prozess des Orçamento Participativo beteiligen zu können? 

Prof. Streck: Die Hauptsache ist, dass man die Fähigkeit hat und erhält, sich öffentlich zu öffentlichen Fragen zu äußern, dass man Raum hat und weiß, man wird gehört. Der Bürgermeister ist da. Die Repräsentanten des Staates sind da. Partizipation erfordert die Fähigkeit, Wissen zu artikulieren, das man nicht in Büchern lernen kann, sondern das aus Lebenserfahrung resultiert. Menschen, die in sozialen Bewegungen und in NGOs engagiert sind, haben das schon sehr gut gelernt. Wir fragten einmal eine Frau, ob sie uns als Interviewpartnerin zur Verfügung stehen könnte und sie verneinte das. Wir fragten sie, warum nicht, und sie erklärte, sie sei dumm. Diese Selbsteinschätzung zu überwinden, ist ein wichtiger Bestandteil der Erziehung zum Bürger, die das Orçamento Participativo fördern kann. Nichtsdestotrotz (schönes Wort – ich kannte es nicht) sollte dieses nicht als Allheilmittel betrachtet werden. 

Schachtner: Sind auch die armen Familien aus den Favelas beteiligt?

Prof. Streck: Man sieht weder die Armen noch die höheren Schichten in den Versammlungen, jedenfalls nicht viele aus diesen Schichten. Die Erfahrung des Ausgeschlossenseins könnte dazu geführt haben, dass die Armen auch gar nicht mehr den Anspruch haben, mitzuwirken an der gesellschaftlichen Entwicklung. Die Oberschicht wiederum hat ihre eigenen Zugänge zur Macht. Man muss sehen, wie es weitergeht. Ob mit dem Orçamento Participativo tatsächlich eine Kultur der Solidarität gestärkt werden kann. Aber zumindest ist es ein Versuch, eine solche Kultur zu fördern. 

Schachtner: Wo denkst Du, ist da die Pädagogik gefordert in diesem Prozess? Hat sie eine Aufgabe?

Prof. Streck: Ja, ich glaube schon. Bisher wurde die Pädagogik zu sehr auf die Schule bezogen. Ich glaube, dass dieser Prozess der Partizipation ein pädagogischer Prozess ist. Wenn den Leuten, die das koordinieren, bewusst wird, dass die pädagogische Dimension bei der Entscheidung, wie das Geld verteilt wird, eine wichtige Dimension ist, dann kann was Neues entstehen. Auf lange Sicht betrachtet, kann der politische Gewinn viel größer sein als der Gewinn, der durch die zugeteilten Ressourcen entsteht. Wichtig wäre, dass es ein langfristiger Prozess wird, der nicht aufhört, auch wenn die Arbeitspartei nicht mehr gewählt wird. Das ist ja auch eine Frage. Wie geht es dann weiter? Und was bleibt, wenn eine andere Partei die Mehrheit erhält? Was sind die überdauernden Lerneffekte, die dazu beitragen, eine politische Kultur zu fördern, die einen kontinuierlichen Dialog zwischen (Regionen Regierung) und der Zivilgesellschaft anstrebt?

Schachtner: Wie ist Deine Prognose?

Prof. Streck: Meine Prognose ist, dass ein Bewusstsein entstanden ist für Partizipation, dass viel gewachsen ist. Das alles kann nicht mehr einfach zurückgenommen werden. Die Leute werden fragen: Wo bleibt das Geld? Warum wird das und das nicht gemacht? Man wird Alternativen suchen zur repräsentativen Demokratie. Das Orçamento Participativo sollte nicht als isoliertes Phänomen betrachtet werden; es entwickelte sich vielmehr im Zuge einer kulturellen und sozialen Bewegung, die als ‚Pädagogik der Unterdrückten‘ (Paulo Freire, Sch.), als ‚Theologie der Befreiung‘ (Leonardo Boff, Sch.) oder als öffentliche Erziehung bezeichnet wurde. Es gibt also Wurzeln, die sich weiter entwickeln und andere Formen annehmen, falls es das Orçamento Participativo nicht mehr geben sollte. Letzteres hängt von Regierungsentscheidungen ab und damit hängt es von den Wahlen ab.

Schachtner: Wieso braucht man eigentlich noch einen Bürgermeister? Ist er nicht überflüssig? 

Prof. Streck: Das stimmt, er wird in Frage gestellt und das ist gut so. Es gibt Bürgermeister, die wissen das und ziehen Konsequenzen, z. B. in Porto Alegre. Der Bürgermeister von Porto Alegre hat zu einer öffentlichen Versammlung eingeladen und den Bürgern dargelegt, was mit dem Budget gemacht wurde und was nicht gemacht wurde. Das erfordert ein anderes Verständnis von der Aufgabe eines Bürgermeisters oder eines Gouverneurs und ein anderes Verständnis vom Umgang mit öffentlichen Ressourcen.

Schachtner: Was sagen die Leute, wenn sie erfahren, dass das, was sie gefordert haben, nicht gemacht wurde?

Prof. Streck: Da gibt es Streit, wenn in den Kommunen das nicht gebaut wird, was von den Bürgern gefordert wurde. Ein positiver Aspekt dieses Prozesses ist, dass man überprüfen kann, was passiert und was nicht und wer verantwortlich ist.

Schachtner: Ging dieses Geld, über dessen Verteilung im Rahmen des Orçamento Participativo die Bürger entscheiden, bisher an die Bürgermeister?

Prof. Streck: Das Orçamento Participativo, über das wir sprechen, bezieht sich auf staatliche Ressourcen und auf staatliche Verantwortung wie z. B. überregionale Straßen und weiterführende Schulen. Die Bürgermeister bekommen auch jetzt noch Geld und haben ihre eigenen Ressourcen zur Erledigung ihrer Aufgaben. Aber es gibt auch Kommunen, die eine eigene Bürgerbeteiligung etabliert haben, wie Porto Alegre, wo die Idee der Bürgerbeteiligung entstand. 

Das Geld, über dessen Verwendung die Bürger bestimmen, bleibt zunächst staatliches Geld. Die Verwendung wird öffentlich diskutiert. Bislang kam es sehr darauf an, welches Verhältnis ein Bürgermeister zum Gouverneur hatte. War es ein freundschaftliches Verhältnis, dann wurde die Straße, die er wollte, eher genehmigt. Diese Art der Geldverteilung wird nun in Frage gestellt. Die Bürger wissen grundsätzlich nicht, wer für was verantwortlich ist, was den Verantwortlichen erlaubt, sich wechselseitig die Verantwortung zuzuschieben. Íria Charão, die Koordinatorin des Orçamento Participativo, besteht darauf, dass man die Kommunen in ihren Beziehungen  zur Region sieht, die Region zum Staat, den Staat zum Lande, usw.. Das eröffnet die Möglichkeit, zunehmend eine globale Perspektive und hoffentlich eine globale Bürgerschaft zu entwickeln.

Schachtner: Inwieweit werden im Hinblick auf ein Projekt, z. B. ein Straßenprojekt, ökonomische, ökologische, soziale Gesichtspunkte einbezogen?

Prof. Streck: Ich erinnere mich an eine Lehrerin, die sich bei einer Versammlung zu Wort meldete. Sie sagte: ‚Ich bin von Montenegro und es geht mir um die Entwicklung der Landwirtschaft in unserer Region. Aber diese Entwicklung kann nicht vom Thema Wasser getrennt werden und sie kann nicht getrennt werden vom Thema Tourismus, weil wir einen Fluss hier haben. Dieser Fluss ist touristisch wichtig. Wir haben auch unsere Bäche und die sind alle tot, sie sind verschmutzt. Wir müssen auf unser Wasser aufpassen. Warum? Weil wir auf unsere Gesundheit achten müssen.‘ Sie verband mindestens fünf Themen in ihrem Diskussionsbeitrag. In der Region, die wir genauer untersucht haben, legten die Bürger einen großen Wert auf ökologische Landwirtschaft.

Schachtner: Werden auch Projekte gefordert, die die Situation der Armen verbessern?

Prof. Streck: Es werden häufig Schulen gefordert, weil die Leute wissen, ohne Schule, ohne Bildung kann man nicht an der Gesellschaft partizipieren. Sie sind der Meinung, wir brauchen Schulen und wir brauchen eine gute Schule für alle. Darüber gibt es einen Konsens. Gesundheit ist ebenfalls ein Schwerpunkt in den Versammlungen. Gefordert werden ambulante Gesundheitszentren, und zwar besonders dort, wo die Ärmsten wohnen. Auf dem Land gibt es eine wachsende Aufmerksamkeit für die Problematik der Kleinbauern, die sich entscheiden müssen, ob sie bleiben, ohne ihre Situation verbessern zu können oder ob sie in die Außenbezirke der Stadt abwandern und dort ihr Glück versuchen. Die Menschen wissen, dass jeder arbeitslos werden kann und dass alle Bauern und Nicht-Bauern von einem Markt abhängig sind, der ihren Bedürfnissen gegenüber gleichgültig ist.

Schachtner: Ich danke Dir für dieses Gespräch, Danilo.
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